
Gesetzliche Regelungen zur Patientenverf�gung durch das
3. Gesetz zur �nderung des Betreuungsrechtes (in der Fassung Bundesrat Drucksache 593/09)

Inkrafttreten am 1. September 2009

1. �nderungen im B�rgerliches Gesetzbuch

Anmerkung: Die Änderungen zwischen dem Entwurf und dem verabschiedeten Gesetzestext in der 
endgÅltigen Fassung der Initianten (s. BT-Drs. 16/13314) sind durch Fettdruck kenntlich gemacht

� 1901 BGB Umfang der Betreuung, Pflichten des Betreuers – unver�ndert. Nach � 1901 BGB wer-
den folgende �� eingef�gt: 

� 1901a – Patientenverf�gung
(1) Hat ein einwilligungsf�higer Vollj�hriger f�r den Fall seiner Einwilligungsunf�higkeit schriftlich fest-
gelegt, ob er in bestimmte, zum Zeitpunkt der Festlegung noch nicht unmittelbar bevorstehende Un-
tersuchungen seines Gesundheitszustandes, Heilbehandlungen oder �rztliche Eingriffe einwilligt oder 
sie untersagt (Patientenverf�gung), pr�ft der Betreuer, ob diese Festlegungen auf die aktuelle Lebens-
und Behandlungssituation zutreffen. Ist dies der Fall, hat der Betreuer dem Willen des Betreuten Aus-
druck und Geltung zu verschaffen. Eine Patientenverf�gung kann jederzeit formlos widerrufen werden.
(2) Liegt keine Patientenverf�gung vor oder treffen die Festlegungen einer Patientenverf�gung nicht 
auf die aktuelle Lebens- und Behandlungssituation zu, hat der Betreuer die Behandlungsw�nsche 
oder den mutma�lichen Willen des Betreuten festzustellen und auf dieser Grundlage zu entschei-
den, ob er in eine �rztliche Ma�nahme nach Absatz 1 einwilligt oder sie untersagt. Der mutma�liche 
Wille ist aufgrund konkreter Anhaltspunkte zu ermitteln. Zu ber�cksichtigen sind insbesondere fr�here 
m�ndliche oder schriftliche �u�erungen, ethische oder religi�se �berzeugungen und sonstige per-
s�nliche Wertvorstellungen des Betreuten.
(3) Die Abs�tze 1 und 2 gelten unabh�ngig von Art und Stadium einer Erkrankung des Betreuten.
4) Niemand kann zur Errichtung einer Patientenverf�gung verpflichtet werden. Die Errichtung 
oder Vorlage einer Patientenverf�gung darf nicht zur Bedingung eines Vertragsschlusses ge-
macht werden.
(5) Die Abs�tze 1 bis 3 gelten f�r Bevollm�chtigte entsprechend.

� 1901b – Gespr�ch zur Feststellung des Patientenwillens
(1) Der behandelnde Arzt pr�ft, welche �rztliche Ma�nahme im Hinblick auf den Gesamtzustand 
und die Prognose des Patienten indiziert ist. Er und der Betreuer er�rtern diese Ma�nahme 
unter Ber�cksichtigung des Patientenwillens als Grundlage f�r die nach � 1901a zu treffende 
Entscheidung.
(2) Bei der Feststellung des Patientenwillens nach � 1901a Absatz 1 oder der Behandlungs-
w�nsche oder des mutma�lichen Willens nach � 1901a Absatz 2 soll nahen Angeh�rigen und 
sonstigen Vertrauenspersonen des Betreuten Gelegenheit zur �u�erung gegeben werden, so-
fern dies ohne erhebliche Verz�gerung m�glich ist.
(3) Die Abs�tze 1 und 2 gelten f�r Bevollm�chtigte entsprechend.

� 1901c Schriftliche Betreuungsw�nsche, Vorsorgevollmacht
Wer ein Schriftst�ck besitzt, in dem jemand f�r den Fall seiner Betreuung Vorschl�ge zur Auswahl des 
Betreuers oder W�nsche zur Wahrnehmung der Betreuung ge�u�ert hat, hat es unverz�glich an das 
Vormundschaftsgericht abzuliefern, nachdem er von der Einleitung eines Verfahrens �ber die Bestel-
lung eines Betreuers Kenntnis erlangt hat. Ebenso hat der Besitzer das Vormundschaftsgericht �ber 
Schriftst�cke, in denen der Betroffene eine andere Person mit der Wahrnehmung seiner Angelegen-
heiten bevollm�chtigt hat, zu unterrichten. Das Vormundschaftsgericht kann die Vorlage einer Ab-
schrift verlangen.



� 1904 – Genehmigung des Betreuungsgerichts bei �rztlichen Ma�nahmen
(1) Die Einwilligung des Betreuers in eine Untersuchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehand-
lung oder einen �rztlichen Eingriff bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts, wenn die be-
gr�ndete Gefahr besteht, dass der Betreute auf Grund der Ma�nahme stirbt oder einen schweren und 
l�nger dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet. Ohne die Genehmigung darf die Ma�nahme nur 
durchgef�hrt werden, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist.
(2) Die Nichteinwilligung oder der Widerruf der Einwilligung des Betreuers in eine Untersuchung des 
Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder einen �rztlichen Eingriff bedarf der Genehmigung 
des Betreuungsgerichts, wenn die Ma�nahme medizinisch angezeigt ist und die begr�ndete Gefahr 
besteht, dass der Betreute auf Grund des Unterbleibens oder des Abbruchs der Ma�nahme stirbt oder 
einen schweren und l�nger dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet.
(3) Die Genehmigung nach den Abs�tzen 1 und 2 ist zu erteilen, wenn die Einwilligung, die Nichtein-
willigung oder der Widerruf der Einwilligung dem Willen des Betreuten entspricht.
(4) Eine Genehmigung nach den Abs�tzen 1 und 2 ist nicht erforderlich, wenn zwischen Betreuer und 
behandelndem Arzt Einvernehmen dar�ber besteht, dass die Erteilung, die Nichterteilung oder der 
Widerruf der Einwilligung dem nach � 1901a festgestellten Willen des Betreuten entspricht.
(5) Die Abs�tze 1 bis 4 gelten auch f�r einen Bevollm�chtigten. Er kann in eine der in Absatz 1 Satz 1 
oder Absatz 2 genannten Ma�nahmen nur einwilligen, nicht einwilligen oder die Einwilligung widerru-
fen, wenn die Vollmacht diese Ma�nahmen ausdr�cklich umfasst und schriftlich erteilt ist.



2. �nderungen im Gesetz �ber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586)

Anmerkung: Im ursprÅnglichen Entwurf sollten Änderungen des Gesetzes Åber die freiwillige Ge-
richtsbarkeit vorgenommen werden. Durch den Änderungsantrag der Initianten (s. BT-Drs. 16/13314) 

wird nun das oben genannte Gesetz wie folgt geÇndert (Änderungen zum bisherigen Gesetzestext 
sind durch Fettdruck kenntlich gemacht):

� 287 Wirksamwerden von Beschl�ssen
(1) Beschl�sse �ber Umfang, Inhalt oder Bestand der Bestellung eines Betreuers, �ber die Anordnung 
eines Einwilligungsvorbehalts oder �ber den Erlass einer einstweiligen Anordnung nach � 300 werden 
mit der Bekanntgabe an den Betreuer wirksam.
(2) Ist die Bekanntgabe an den Betreuer nicht m�glich oder ist Gefahr im Verzug, kann das Gericht die 
sofortige Wirksamkeit des Beschlusses anordnen. In diesem Fall wird er wirksam, wenn der Be-
schluss und die Anordnung seiner sofortigen Wirksamkeit
1. dem Betroffenen oder dem Verfahrenspfleger bekannt gegeben werden oder
2. der Gesch�ftsstelle zum Zweck der Bekanntgabe nach Nummer 1 �bergeben werden.
Der Zeitpunkt der sofortigen Wirksamkeit ist auf dem Beschluss zu vermerken.
(3) Ein Beschluss, der die Genehmigung nach � 1904 Absatz 2 des B�rgerlichen Gesetzbuchs 
zum Gegenstand hat, wird erst zwei Wochen nach Bekanntgabe an den Betreuer oder Bevoll-
m�chtigten sowie an den Verfahrenspfleger wirksam.

� 298 – Verfahren in F�llen des � 1904 des B�rgerlichen Gesetzbuchs
(1) Das Gericht darf die Einwilligung eines Betreuers oder eines Bevollm�chtigten in eine Un-
tersuchung des Gesundheitszustandes, eine Heilbehandlung oder einen �rztlichen Eingriff (� 
1904 Absatz 1 des B�rgerlichen Gesetzbuchs) nur genehmigen, wenn es den Betroffenen zu-
vor pers�nlich angeh�rt hat. Das Gericht soll die sonstigen Beteiligten anh�ren. Auf Verlangen 
des Betroffenen hat das Gericht eine ihm nahestehende Person anzuh�ren, wenn dies ohne 
erhebliche Verz�gerung m�glich ist.
(2) Das Gericht soll vor der Genehmigung nach � 1904 Absatz 2 des B�rgerlichen Gesetzbuchs 
die sonstigen Beteiligten anh�ren.
(3) Die Bestellung eines Verfahrenspflegers ist stets erforderlich, wenn Gegenstand des Ver-
fahrens eine Genehmigung nach � 1904 Absatz 2 des B�rgerlichen Gesetzbuchs ist.
(4) Vor der Genehmigung ist ein Sachverst�ndigengutachten einzuholen. Der Sachverst�ndige 
soll nicht auch der behandelnde Arzt sein.


